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Landtag (zu Drs. 19/1056)
19. Wahlperiode 05.12.18

Bericht und Antrag der staatlichen Deputation fiir Soziales, Jugend und
Integration

. Bericht und Antrag der staatlichen Deputation fiir Soziales, Jugend und
Integration vom 5. September 2018
(Bericht zum Antrag der Fraktion DIE LINKE ,Kinderarmut bekampfen,
Familienforderung vom Kopf auf die Fii8e stellen: Kindergrundsicherung
einfiihren!”)

Die Fraktion DIE LINKE hat am 19. September 2017 den Antrag ,Kinderarmut
bekampfen, Familienforderung vom Kopf auf die Fulle stellen: Kindergrundsi-
cherung einfiuhren!” (Drucksache 19/1056) gestellt. Die Fraktion DIE LINKE
fordert mit Threm Antrag, dass die Burgerschaft (Landtag) beschlieBen moge,
den Senat aufzufordern:

1. ,Sich auf Bundesebene fiur die Einfihrung einer Kindergrundsicherung
einzusetzen, die geeignet ist, Kinder- und Jugendarmut zu bekampfen,
Stigmatisierung und versteckte Armut zu beseitigen.

2. Dem Bundesrat einen Vorschlag zur Einfihrung einer Kindergrundsiche-
rung mit den folgenden Eckpfeilern zu unterbreiten:

a) Die Kindergrundsicherung soll allen Kindern und Jugendlichen ohne
Bedurftigkeitspriufung zustehen, dahnlich wie Kindergeld. Dadurch
wird die Stigmatisierung des Leistungsbezuges abgeschafft und Ver-
sorgungsliicken geschlossen.

b) Die Kindergrundsicherung soll das sachliche Existenzminimum und
den durchschnittlich noétigen Betrag fur Bildung, Erziehung und Aus-
bildung abdecken, die bisherigen kindbezogenen Einzelleistungen
(Kindergeld, Kinderregelsatze, Kinderzuschlag, Kinderfreibetrag)
werden dadurch ersetzt. Die Hohe (aktuell 573 Euro pro Monat und
Kind) setzt sich zusammen aus einem monetaren Grundbetrag, der
sich am sachlichen Existenzminimum orientiert und einem Betrag fur
Bildung, Erziehung und Ausbildung. Die Hohe wird entsprechend der
Entwicklung des Existenzminimums angepasst. Die Kindergrundsi-
cherung befreit nicht von der Notwendigkeit, Infrastrukturen auszu-
bauen und Kindertagesstatten, Schwimmbader oder Bibliotheken fur
Kinder beitragsfrei zugangig zu machen. In dem Mafe, wie dies ge-
schieht und indirekte Kinderféorderung ausgebaut wird, konnte die di-
rekte Forderung durch die Kindergrundsicherung reduziert werden.

c) Die Kindergrundsicherung soll einerseits anerkennen, dass Kinder ei-
genstandige Bedarfe haben. Andererseits sollen damit auch Benach-
teiligungen ausgeglichen werden, die durch die zunehmende
Spaltung zwischen Arm und Reich hervorgerufen werden. Aus diesem
Grund soll die an alle in voller Hohe ausgezahlte Kindergrundsiche-
rung auf das versteuerbare Einkommen der Eltern angerechnet wer-
den. Gutverdienende Eltern zahlen dadurch einen Teil des ver-
einnahmten Geldes wieder zuriick; armere Familien sind davon weni-



ger oder gar nicht betroffen. Die Riickzahlung wird durch den maxi-
malen Kinderfreibetrag begrenzt. Dadurch hatte kein Kind weniger
als heute. Insbesondere die Kinder, die mehr Unterstiitzung bendti-
gen, erhalten jedoch deutlich mehr.

Der Burgerschaft (Landtag) binnen sechs Monaten iiber die erfolgten
Schritte Bericht zu erstatten.”

Die Birgerschaft (Landtag) hat den Antrag am 15. Juni 2017 zur Beratung
und Berichterstattung an die staatliche Deputation fir Soziales, Jugend
und Integration iiberwiesen.

Die staatliche Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration berichtet
dem Uberweisungsbeschluss entsprechend wie folgt:

Die staatliche Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration hat in ihrer
Sitzung am 25. Mai 2018 Expertinnen und Experten angehort. So stellte
Anette Stein, Programmdirektorin der Bertelsmann Stiftung, das neue
Konzept zur Existenzsicherung von Kindern und Jugendlichen der Bertels-
mann Stiftung vor. Im Zentrum stehen dabei drei Saulen: eine kontinuier-
liche Bedarfserhebung mit und fir Kinder und Jugendliche, ein
Teilhabegeld sowie ein erreichbares, kompetentes und unbirokratisches
Unterstiitzungssystem fiir diese Zielgruppe vor Ort.

In der Folge betrachtete Prof. Dr. Holger Bonin von der Universitat Kassel
beziehungsweise dem Institute of Labour Economics die Kindergrundsi-
cherung aus wissenschaftlicher Perspektive. Er bewertete die bestehenden
familienpolitischen Leistungen nach Starken und Schwachen und formu-
lierte Elemente einer effizienten finanziellen Unterstiitzung fiir weniger
Armut bei Kindern. Dartiber hinaus sprach auch er sich fiir eine Weiterent-
wicklung der Infrastruktur zur Férderung von Kindern aus Familien in pre-
karen Lebenslage auf lokaler Ebene (in Finanzierungsverantwortung des
Bundes) aus.

Das Positionspapier des Verbandsrates des Paritatischen Wohlfahrtsver-
bandes Bremen fiir eine Grundsicherung von Kindern wurde von Regine
Geraedts, Vorstandsmitglied des Verbandes, vorgestellt. Es beinhaltet
konkrete Vorschlage fiir die Hohe und Umsetzbarkeit einer Kindergrund-
sicherung.

Eine Erorterung und Bewertung der verschiedenen Modelle der Kinder-
grundsicherung nahm schlieBlich Dr. Irene Becker, Empirische Vertei-
lungsforschung, vor. In ihrem Fazit kommt sie zu einem Vorschlag fir
einen Fahrplan der Reform familienbezogener Leistungen, die eine Eini-
gung auf eine kurzfristig umsetzbare Ubergangsvariante als ersten Schritt
zur Reduzierung von (verdeckter) Kinderarmut beinhalten sollte. Gleich-
zeitig hélt sie einen Diskussionsprozess uber ein einheitliches soziokultu-
relles Existenzminimum fiir notwendig. Erst nach einer entsprechenden
normativen Setzung konnen weitere Reformelemente ausgearbeitet wer-
den.

In der Diskussion bestand Einigkeit zwischen den Fraktionen und dem
Ressort, dass eine Kindergrundsicherung grundsatzlich ein effektives und
zeitgemaBes Mittel fur die Bekampfung von Kinder- und Jugendarmut sein
konnte.

Sich auf Bundesebene fir die Einfithrung einer Kindergrundsicherung ein-
zusetzen, die geeignet ist, Kinder- und Jugendarmut zu bekampfen, Stig-
matisierung und versteckte Armut zu beseitigen.

Im Rahmen der beiden Ministerinnen- und Ministerkonferenzen der
ASMK (Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Se-
natoren fur Arbeit und Soziales) und JFMK (Jugend- und Familienminis-
terkonferenz der Lander) beteiligt sich Bremen seit vielen Jahren auf
Bundesebene daran, durch geeignete MaBnahmen Kinder- und Jugendar-
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mut zu bekdmpfen. Bremen hat es daher unterstiitzt und sich in entspre-
chende Debatten eingebracht, die die gemeinsame Prifung einer Kinder-
grundsicherung als mogliches Instrument hierfir zum Ziel haben.

Bremen arbeitet aktiv an der von der ASMK eingerichteten AG Kinder-
grundsicherung mit. Ziel der AG war es zundachst, ein erstes Grobkonzept
zu erarbeiten und dieses in die diesjahrige ASMK einzubringen. Dieses
Konzept findet sich derzeit noch in der Abstimmung. Dartiber hinaus hat
die landeroffene AG den Auftrag der ASMK, mogliche Optimierungsan-
satze der kindbezogenen Transferleistungen weiter zu verfolgen. Die in
der Koalitionsvereinbarung des Bundes in diesem Zusammenhang in Aus-
sicht genommenen Reformen sollen eng begleitet werden.

Das Grobkonzept formuliert zentrale Ziele, wie zum Beispiel:
— Vermeidung von Kinderarmut

— Verbesserung der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen
— Abbau burokratischer Hiirden

— Hohere Transparenz der Leistungen

— Einfache Beantragung

Die AG empfiehlt im Hinblick auf die zahlreichen Schnittstellen und auf
die organisatorischen Herausforderungen, sich zunachst auf die Kernbe-
reiche kindbezogener Leistungen zu konzentrieren und schlagt modellhaft
ein Teilhabegeld vor, das grundlegende existenzielle Bedarfe, wie zum
Beispiel Erndahrung, Kleidung, Kérperpflege, Zugang zu Medien, Freizeit-
gestaltung sowie die Aufwendungen fiir die Nutzung von Bildungsinstitu-
tionen umfassen soll. In das Teilhabegeld sollen Leistungen, wie das
Kindergeld, der Kinderzuschlag, SGB II-Regelleistungen fiir Kinder und
Jugendliche sowie pauschale Leistungen des Bildungs- und Teilhabepa-
kets integriert werden. Individuelle spezifische Leistungen, die Kosten der
Unterkunft, Mehr- und Sonderbedarfe sollen daneben weiter individuell
nach den Vorschriften des jeweiligen Rechtskreises gewahrt werden. Dass
damit zunéachst keine generelle Herauslésung der Kinder und Jugendli-
chen aus dem SGB II Leistungsbezug erreicht werden kann, wurde in der
AG kontrovers diskutiert und wird im weiteren Prozess weiter zu erértern
sein.

Das Grobkonzept der landeroffenen Arbeitsgruppe ist als Modell zu ver-
stehen, das die vielfdltigen Aspekte der in eine Kindergrundsicherung ge-
gebenenfalls einzubeziehenden Leistungen sowie die damit verbundenen
rechtlichen und organisatorischen Fragestellungen sowie Schnittstellen
(zum Beispiel SGB II, SGB XII, Unterhaltsrecht, Unterhaltsvorschussge-
setz, Ausbildungsférderung, Wohngeldgesetz, Einkommenssteuergesetz)
aufzeigt und Prifauftrage formuliert. Es stellt noch keine Vorfestlegung
auf eine bestimmte Konzeption dar. Diese soll unter Einbeziehung externer
(zum Beispiel verfassungsrechtlicher, sozialrechtlicher, steuerrechtlicher
und europarechtlicher) Expertise in weiteren Schritten konkretisiert wer-
den. Dadurch soll sichergestellt werden, dass systemiibergreifende Konse-
quenzen, auch bezogen auf die infrastrukturelle Férderung (zum Beispiel
Ausbau der Kindertagesbetreuung), bedacht werden.

Die Hohe des Teilhabegeldes soll daher ebenfalls erst im weiteren Verfah-
ren gepruft werden. Es bestand Einigkeit in der AG, dass unterschiedliche
Familieneinkommen bei der Ausgestaltung der Kindergrundsicherung zu
bertcksichtigen sind.

Welche Ermittlungsmethode fur die Bestimmung der Hohe der Kinder-
grundsicherung, gegebenenfalls jenseits der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) einzusetzen ist, bedarf ebenfalls der vertieften
Prufung.



Zielrichtung der landeroffenen AG ist es dariiber hinaus, als ersten Schritt
bis zur Einfuhrung einer Kindergrundsicherung Optimierungsansatze bei
den kindbezogenen Transferleistungen weiter zu verfolgen. Die angekiin-
digten Reformvorhaben (Erhohung des Kindergeldes, Verbesserungen
beim Kinderzuschlag durch Abschaffung der harten Abbruchkante, bes-
sere Abstimmung von Kinderzuschlag, Wohngeld, Kindesunterhalt
und/oder Unterhaltsvorschuss aufeinander) werden befiirwortet. Die Vor-
schldage der Bundesregierung, die in der ersten Jahreshalfte 2019 vorgelegt
werden sollen, sollen zundchst abgewartet und die Reformvorhaben eng
begleitet werden.

2. Dem Bundesrat einen Vorschlag zur Einfithrung einer Kindergrundsiche-
rung mit den folgenden Eckpfeilern zu unterbreiten:

a) Die Kindergrundsicherung soll allen Kindern und Jugendlichen ohne
Bedirftigkeitsprifung zustehen, ahnlich wie Kindergeld. Dadurch wird
die Stigmatisierung des Leistungsbezuges abgeschafft und Versor-
gungslicken geschlossen.

b) Die Kindergrundsicherung soll das sachliche Existenzminimum und
den durchschnittlich nétigen Betrag fiir Bildung, Erziehung und Ausbil-
dung abdecken, die bisherigen kindbezogenen Einzelleistungen (Kin-
dergeld, Kinderregelsatze, Kinderzuschlag, Kinderfreibetrag) werden
dadurch ersetzt. Die Hohe (aktuell 573 Euro pro Monat und Kind) setzt
sich zusammen aus einem monetaren Grundbetrag, der sich am sachli-
chen Existenzminimum orientiert und einem Betrag fiir Bildung, Erzie-
hung und Ausbildung. Die Héhe wird entsprechend der Entwicklung
des Existenzminimums angepasst. Die Kindergrundsicherung befreit
nicht von der Notwendigkeit, Infrastrukturen auszubauen und Kinder-
tagesstatten, Schwimmbaéader oder Bibliotheken fiir Kinder beitragsfrei
zugangig zu machen. In dem MaBe, wie dies geschieht und indirekte
Kinderférderung ausgebaut wird, konnte die direkte Férderung durch
die Kindergrundsicherung reduziert werden.

c) Die Kindergrundsicherung soll einerseits anerkennen, dass Kinder ei-
genstdndige Bedarfe haben. Andererseits sollen damit auch Benachtei-
ligungen ausgeglichen werden, die durch die zunehmende Spaltung
zwischen Arm und Reich hervorgerufen werden. Aus diesem Grund soll
die an alle in voller Hohe ausgezahlte Kindergrundsicherung auf das
versteuerbare Einkommen der Eltern angerechnet werden. Gutverdie-
nende Eltern zahlen dadurch einen Teil des vereinnahmten Geldes wie-
der zurick; armere Familien sind davon weniger oder gar nicht
betroffen. Die Rickzahlung wird durch den maximalen Kinderfreibe-
trag begrenzt. Dadurch hatte kein Kind weniger als heute. Insbeson-
dere die Kinder, die mehr Unterstiitzung benotigen, erhalten jedoch
deutlich mehr.

Die Anhorung hat ebenso wie die Arbeit in der AG der ASMK gezeigt,
dass es zahlreiche Fragen gibt, die noch zu klaren sind. Der Antrag der
Fraktion DIE LINKE gibt auf diese Fragen, wie beispielsweise im Steu-
errecht oder der Hohe der Kindergrundsicherung, bereits konkrete Ant-
worten. Vor einer entsprechenden Diskussion und Klarung ent-
sprechender Fragen ist eine ausreichende Unterstiitzung fiir einen Bun-
desratsantrag jedoch nicht zu erwarten.

Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport sieht
fur diese Klarung in der gebildeten AG der ASMK den richtigen Rah-
men. Wirde zu diesem Zeitpunkt der Weg einer eigenen Bundesrats-
initiative beschritten, wiirde der landerubergreifende Konsens zur
Mitarbeit und Klarung grundsatzlicher Fragen im Wege der ASMK auf-
gekundigt.

3. Der Burgerschaft (Landtag) binnen sechs Monaten uber die erfolgten
Schritte Bericht zu erstatten.



Mit Vorlage dieses Berichtes erfolgt die Berichterstattung des Senates.

II. Beschlussempfiehlung

1.

Die staatliche Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration empfiehlt
der Birgerschaft (Landtag), den Antrag der Fraktion DIE LINKE vom
9. Mai 2017 (Drucksache 19/1056) ,Kinderarmut bekampfen, Familienfor-
derung vom Kopf auf die Fiie stellen: Kindergrundsicherung einfiihren!”
abzulehnen.

Die staatliche Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration sieht in der
Einfiihrung einer Kindergrundsicherung grundsatzlich ein geeignetes Mit-
tel zur Verbesserung der Situation von Familien in Deutschland. Sie emp-
fiehlt der Birgerschaft (Landtag) die Senatorin fiir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport zu bitten sich weiterhin aktiv in die Arbeit
der entsprechenden AG der ASMK einzubringen und offene Fragen zu
kléren.

Die staatliche Deputation fiir Soziales, Jugend und Integration empfiehlt
der Birgerschaft (Landtag) die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, In-
tegration und Sport zu bitten der Deputation tiber den Fortgang der Arbeit
der AG der ASMK zu berichten.

Klaus Mohle

(Vorsitzender)



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 1949
	Bericht und Antrag der staatlichen Deputation für Soziales, Jugend und Integration
	I. Bericht und Antrag der staatlichen Deputation für Soziales, Jugend und Integration vom 5. September 2018
	(Bericht zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Kinderarmut bekämpfen, Familienförderung vom Kopf auf die Füße stellen: Kindergrundsicherung einführen!“)



